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In diesem Beitrag werden die Wirkungen von Arbeitskämpfen und der Einfluss von
Streikkosten auf die Arbeitskampfaktivität untersucht. Deutschland ist durch eine ge-
ringe Arbeitskampfaktivität gekennzeichnet. Im Rahmen eines Lohnverhandlungs-
modells wird argumentiert, dass höhere Arbeitskampfkosten der Gewerkschaft zu
niedrigeren Löhnen und mehr Beschäftigung führen. Allerdings schwächt der interna-
tionale Wettbewerb diesen Zusammenhang ab. Anschließend wird im Kontext eines
Streikmodells auf der Basis asymmetrischer Informationen gezeigt, dass einseitige Ver-
änderungen der Arbeitskampfkosten keine eindeutigen Effekte auf das Ausmaß der
Arbeitskampfaktivität haben. Die Wirkung einer Änderung des Arbeitskampfrechts
auf die Arbeitsmarktlage in Deutschland ist aus Sicht des Verfassers daher als gering
einzuschätzen.
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1 Einleitung

Die Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes wird
entscheidend durch Arbeitsmarktinstitutionen und
die durch sie bedingte Anpassungsfähigkeit auf
Schocks beeinflusst. Zu den in Deutschland vielfach
diskutierten Institutionen und ihren Wirkungen auf
das Beschäftigungsniveau gehören der Kündigungs-
schutz, die Mitbestimmung, das Tarifvertragsrecht
und das System der finanziellen Absicherung bei
Arbeitslosigkeit. Immer dann, wenn es zu größeren
Arbeitskämpfen kommt, taucht in der öffentlichen
Diskussion auch die Vermutung auf, dass das deut-
sche Arbeitskampfrecht derartige Auseinanderset-
zungen nicht hinreichend beschränke und die An-
passungsfähigkeit des deutschen Arbeitsmarktes be-
grenze. Daraus ergibt sich häufig die Forderung
nach einer Reform des Arbeitskampfrechts.

Im vorliegenden Beitrag wird untersucht, welche
Wirkung die Möglichkeit von Arbeitskämpfen auf
den Lohnbildungsprozess hat und wie sich eine Ver-
änderung des Arbeitskampfrechts, die die Kosten ei-
nes solchen Konflikts beeinflusst, auf die Arbeits-
kampfaktivität auswirkt. Zur Beantwortung dieser
Fragen wird zuerst skizziert, welches Volumen Ar-
beitskämpfe in Deutschland haben und welche Wir-
kungen von ihnen ausgehen. Diese Informationen
erlauben eine historische Einordnung der gegenwär-
tigen Situation und eine Abschätzung der Bedeu-
tung von Arbeitskämpfen. Im Abschnitt 3 wird der
Zusammenhang zwischen Streikkosten und Be-
schäftigungsniveau im Rahmen eines Lohnverhand-
lungsmodells analysiert. Eine Eigenschaft derartiger
Modelle ist, dass mit ihnen nicht erklärt werden
kann, warum Tarifverhandlungen zu Arbeitskämp-
fen führen. Vielmehr stellen Streiks eine Drohung
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dar, die nicht umgesetzt wird. Im Abschnitt 4 wird
daher die Grundidee eines Erklärungsansatzes prä-
sentiert, der Streiks als rationale Handlung in einer
Welt asymmetrischer Informationen interpretiert. In
diesem Kontext wird untersucht, wie sich eine Ver-
änderung von Streikkosten auf die Wahrscheinlich-
keit von Arbeitskämpfen auswirkt. Der Beitrag en-
det mit einer kurzen Zusammenfassung.

2 Einige Fakten

Arbeitskämpfe sind in Deutschland selten gewor-
den. Während im Schnitt der siebziger Jahre noch
gut 50 Arbeitstage pro Jahr und 1000 zivile, abhän-
gig Beschäftigte durch Arbeitskämpfe verloren gin-
gen, sank diese Zahl in den achtziger Jahren auf
knapp 30 Arbeitstage und in den neunziger Jahren
auf gut 10 Tage (Lesch 2002). Dabei wird in der Ar-
beitskampfstatistik nicht zwischen ausgefallenen
Arbeitstagen aufgrund von Streiks oder Aussper-
rungen unterschieden. Doch dürfte ein Großteil der
Ausfalltage auf Streiks zurückzuführen sein. Die Be-
griffe ,Streik‘ und ,Arbeitskampf‘ werden nachfol-
gend daher vereinfachend synonym verwandt. Ins-
besondere schließt die erste Bezeichnung auch Aus-
sperrungen mit ein. Des Weiteren wird die Anzahl
der Ausfalltage, das so genannte Streikvolumen, als
Indikator für den Umfang von Arbeitskämpfen ge-
nutzt.

Abbildung 1 verdeutlicht, dass es in Deutschland
zwar immer wieder Phasen mit Streikwellen gab.
Beispiele sind die Jahre 1984 mit der Auseinander-
setzung um die Einführung der 35-Stunden Woche
oder 1978 mit den Streiks vor allem in der Druck-
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sowie Eisen- und Stahlindustrie. In den Zeiten zwi-
schen diesen Streikausbrüchen jedoch werden im-
mer weniger Ausfalltage durch Arbeitskämpfe be-
obachtet. Deutschland ist damit eines der OECD-
Länder mit dem geringsten Streikvolumen (Lesch
2002, 2005).

Ein etwas detaillierteres Bild für die letzten 15 Jahre
liefert Abbildung 2. Im Schnitt sind durch Arbeits-
kämpfe rund 10 Tage pro 1000 Beschäftigte und Jahr
ausgefallen. Es zeigt sich aber auch, dass es substan-
zielle Schwankungen über die Zeit und erhebliche
Unterschiede zwischen Produzierendem Gewerbe
und Dienstleistungssektor gegeben hat.

Die kontinuierliche Verringerung des Streikvolu-
mens in der Bundesrepublik Deutschland im Durch-
schnitt über die letzten Jahrzehnte entspricht der
Hypothese eines systematischen Rückgangs von Ar-
beitskampfaktivitäten in industrialisierten Gesell-
schaften. Die internationale Evidenz für eine solche
„withering away“-Entwicklung (Ross und Hartman
1960) ist allerdings begrenzt, da der Rückgang des
Streikvolumens in den meisten OECD-Ländern vor
allem in der ersten Hälfte des vergangenen Jahrhun-
derts stattgefunden hat (vgl. Goerke und Madsen
2004).1

1 Ross und Hartman (1960, S. 42) machen für das „withering
away“ von Streiks drei Faktoren verantwortlich: „First, employers
have developed more sophisticated policies and more effective
organizations. Second, the state has become more prominent as
an employer of labour, economic planner, provider of benefits,
and supervisor of industrial relations. Third, in many countries
(although not in the United States) the labour movement has
been forsaking the use of the strikes in favour of broad political
endeavours.“
2 Die Ergebnisse von Goerke und Madsen (2004) und auf der
Basis der Daten von Lesch unterscheiden sich leicht im Niveau,
da erstere die Streikentwicklung in OECD-Ländern im letzten
Jahrhundert analysieren und daher die Anzahl der Ausfalltage
leicht anders normieren (müssen).
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Die empirische Streikforschung hat weiterhin ge-
zeigt, dass die Arbeitskampfaktivität mit dem Kon-
junkturzyklus variiert. Dabei finden sich Hinweise
für einen prozyklischen Verlauf der Streikhäufig-
keit, während die Streikdauer antizyklisch verläuft
(Harrison und Stewart 1989, 1994). Für das Streik-
volumen wird im Allgemeinen ein negativer Zusam-
menhang mit der Arbeitslosigkeit festgestellt.3 Da
die Arbeitslosigkeit in Deutschland seit der ersten
Ölpreiskrise relativ kontinuierlich angestiegen ist,
wird der Befund eines negativen Zusammenhangs
zwischen Arbeitslosigkeit und Arbeitskampfaktivi-
tät durch die deutschen Erfahrungen gestützt.

Zur Abrundung des Bildes über Arbeitskämpfe in
Deutschland ist ein Blick auf die entstehenden Pro-
duktionsausfälle hilfreich. Geht man vereinfachend
von den Erfahrungen der letzten Dekade aus, dass
pro Jahr 10 Arbeitstage pro 1000 abhängig Beschäf-
tigte aufgrund von Arbeitskämpfen nicht für die
Produktion zur Verfügung standen, entfallen bei
knapp bemessenen 200 Arbeitstagen pro Jahr
0,005% des Arbeitsvolumens. Die Auswirkungen
von Arbeitskämpfen auf Drittbetriebe erhöhen die
resultierenden Produktionsausfälle, Produktions-
steigerungen nach Ende des Arbeitskampfes verrin-
gern sie. Diese Überlegungen verdeutlichen, dass im
Durchschnitt die Produktionseinbußen durch Ar-
beitskämpfe in Deutschland recht gering sind. Aber
selbst in Jahren mit großen Arbeitskämpfen ist der
Produktionsausfall überschaubar. Bei 220 Ausfall-
tagen pro 1000 Beschäftigte 1984 und ebenso vielen
Arbeitstagen entfielen in diesem streikintensiven
Jahr rund 0,1% des Arbeitsvolumens.4

3 Siehe beispielsweise Cramton und Tracy (2003) sowie Goerke
und Madsen (2004) für Übersichten zu entsprechenden Studien.
4 Vgl. auch Schnabel (1989, S. 175f). Unterstellt man, dass eine
Verringerung der Arbeitszeit um einen bestimmten Prozentsatz
im selben Ausmaß zu einer Verringerung des BIP führt, entsprach
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Die sehr beschränkte empirische Evidenz stützt
diese Einschätzung. So stellen Neumann und Reder
(1984) für den Zeitraum 1955Ð1977 für nur 19 von
63 Sektoren des produzierenden Gewerbes in den
USA einen eindeutigen negativen Zusammenhang
zwischen dem Streikvolumen und der Ausbringung
fest. Die Produktionseinbußen sind in den meisten
Fällen geringer als 0,5% der Gesamtausbringung
des jeweiligen Sektors. In einem Modell für den US-
Automarkt zeigen Gunderson und Melino (1987),
dass Produktion und Absatz während eines Arbeits-
kampfes sinken, die Preise jedoch steigen. Mit Hilfe
einer Simulationsrechnung können die Autoren de-
monstrieren, dass der Gegenwartswert der Unter-
nehmenserträge im Streikfall sogar ansteigt. Dieser
Effekt mag allerdings produktspezifisch sein. Für
die Bundesrepublik Deutschland schließlich kann
Schnabel (1989, S. 180) für den Zeitraum von 1961
bis 1984 keinen signifikanten Einfluss des Streikvo-
lumens auf das reale Bruttoinlandsprodukt feststel-
len.

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Arbeits-
kämpfe in Deutschland sind im internationalen Ver-
gleich selten, haben Ð wenn überhaupt Ð nur ge-
ringe Produktionswirkungen und scheinen prozyk-
lisch mit dem Konjunkturzyklus zu variieren.

3 Arbeitskampf und Beschäftigung

Die obigen Ausführungen über die Häufigkeit und
Produktionswirkungen von Arbeitskämpfen legen
die Vermutung nahe, dass Arbeitskämpfe keinen
großen Einfluss auf die Profitabilität der Firmen
und damit das Beschäftigungsniveau haben. Aller-
dings greift diese Hypothese womöglich zu kurz, da
bereits die Ð nicht ausgeführte Ð Androhung von
Streiks die Verhandlungen zwischen Unternehmen
und Gewerkschaften beeinflussen kann. Dieses soll
im Folgenden anhand eines einfachen Lohnver-
handlungsmodells illustriert werden.5

der Produktionsausfall ungefähr dem in der Presse (siehe z. B.
FAZ vom 12. 5. 1992) genannten Umfang aufgrund der Streiks für
1992 vor allem im öffentlichen Dienst, die zu rund 60 Ausfall-
tagen führten. Die höhere Schätzung des Produktionsausfalls für
1992 ist in der Tatsache begründet, dass für einen Ausfalltag im
öffentlichen Dienst zwei weitere Ausfalltage in nicht bestreikten
Betrieben unterstellt wurden und Antizipations- und Aufholef-
fekte unberücksichtigt blieben. Die Arbeiten von Christenson
(1953) für die Kohleindustrie in den USA und von Paarsch (1990)
für die Holzindustrie in Kanada zeigen allerdings, dass zumindest
in diesen Bereichen die Ausfalltage eine deutliche Überschätzung
der tatsächlichen Produktionsausfälle implizieren, da der Produk-
tionseinbruch während eines Arbeitskampfes durch Mehrarbeit
und höhere Produktivität im Anschluss daran zum Teil wieder
ausgeglichen wurde.
5 Das Modell geht zurück auf Oswald (1982). Deutsche Lehr-
buchdarstellungen finden sich u. a. bei Goerke und Holler (1997,
S. 178 ff) oder Wagner und Jahn (2004, S. 193 ff).
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Hierfür sei angenommen, dass eine Gewerkschaft
mit einer vorgegebenen Mitgliederzahl mit einem
Unternehmen Ð oder Unternehmensverband Ð
über den Lohn w verhandelt, der in Zukunft gezahlt
wird. Sieht man von Steuern, Sozialabgaben und
nicht-pekuniären Elementen des Arbeitsvertrages
ab und unterstellt, dass die Arbeitszeit gegeben ist,
kann der Nutzen eines Gewerkschaftsmitglieds auf-
grund einer Übereinkunft mit dem Unternehmen
mit u(w) bezeichnet werden, wobei u die in ihrem
Argument zunehmende Nutzenfunktion der verein-
fachend als identisch unterstellten Gewerkschafts-
mitglieder repräsentiert.

Das Unternehmen erzielt mit N Beschäftigten den
Erlös R(N), der mit der Anzahl der Arbeitnehmer
mit abnehmender Rate ansteigt. Die einzigen Kos-
ten des Unternehmens bei Abschluss eines Tarifver-
trages seien die Lohnkosten wN. Kann das Unter-
nehmen das Beschäftigungsniveau festlegen, ergibt
sich aus dem Gewinnmaximierungskalkül ein nega-
tiver Zusammenhang zwischen Beschäftigungsni-
veau N und Lohn w, Nw < 0, wobei der tiefgestellte
Index die partielle Ableitung bezeichnet. Das Er-
gebnis der Verhandlungen zwischen Unternehmen
und Gewerkschaft kann durch die Nash-Lösung dar-
gestellt werden, die das Produkt der Auszahlungszu-
wächse durch eine Übereinkunft maximiert. Der
Auszahlungszuwachs des Unternehmens ergibt sich
aus dem Gewinn R(N) Ð wN abzüglich der Auszah-
lung, die resultiert, wenn es zu keiner Übereinkunft
mit der Gewerkschaft kommt. Im Streikfall entste-
hen dem Unternehmen Kosten in Höhe von S > 0.
Damit ergibt sich der Auszahlungszuwachs des Un-
ternehmens durch eine Übereinkunft als R(N) Ð
wN Ð (ÐS). Die Streikkosten können Zahlungen
wegen der Nicht-Einhaltung von Lieferzusagen oder
von Abnahmeverpflichtungen, Lohnzahlungen an
vom Arbeitskampf nicht direkt betroffene Beschäf-
tigte oder Instandhaltungskosten für ungenutzte
Anlagen umfassen.6 Leistungen eines unternehmeri-
schen Streik- (unterstützungs-) fonds verringern die
Streikkosten S.

Die Gewerkschaft wird für die hiesige Darstellung
als utilitaristisch unterstellt und maximiert daher die
Summe der Nutzen ihrer Mitglieder. Der Auszah-
lungszuwachs der Gewerkschaft resultiert dann aus
der Differenz der Nutzensumme bei Beschäftigung
Nu(w) und dem Nutzen im Falle keiner Überein-
kunft über einen Entgeltvertrag. Dieser Nutzen er-
gibt sich, wenn man als Alternative zu einer Über-

6 Kapitalkosten oder Ð genereller Ð solche Kosten, die sowohl
während des Arbeitskampfes als auch während der Produktion
entstehen, können in diesem Rahmen vernachlässigt werden, weil
sie die Auszahlungsdifferenz nicht verändern.
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einkunft den Arbeitskampf auffasst, aus der Aus-
zahlung s während eines Streiks und beträgt somit
u(s) pro Person, mit s < w. Geht man davon aus, dass
nur die N Beschäftigten die Auszahlung s erhalten,
entspricht der Nutzenzuwachs der Gewerkschaft
N[u(w) Ð u(s)]. Determinanten der Einkünfte s ei-
nes streikenden Arbeitnehmers können beispiels-
weise das Streikgeld, abzüglich der darauf erhobe-
nen Steuern und Sozialabgaben, oder staatliche
Sozialleistungen in Form von Arbeitslosengeld und
anderen Transfers sein. Aber auch Aussperrungs-
maßnahmen des Unternehmens werden die Ein-
künfte s eines vom Arbeitskampf betroffenen Ar-
beitnehmers beeinflussen.

Unter Berücksichtigung der zuvor skizzierten An-
nahmen ist das Nash-Produkt P, welches durch die
Wahl des Lohnsatzes w maximiert wird, für N =
N(w) gegeben durch:

P := {N(w)[u(w) Ð u(s)]}{R(N(w)) Ð wN(w) + S} (1)

Als Verhandlungslösung ergibt sich aus dP/dw = 0:

Z :=
uw(w)

u(w) Ð u(s)
Ð

N(w)

R(N(w)) Ð wN(w) + S
+

Nw(w)

N(w)
(2)

Ist die Bedingung für eine innere Lösung gewähr-
leistet, gilt Zw < 0 und weiterhin:

dw

ds
= Ð

Zs

Zw
= Ð

1

Zw

uw(w)us(s)

(u(w) Ð u(s))2
> 0 (3)

Entsprechend folgt:

dw

dS
= Ð

ZS

Zw
= Ð

1

Zw

N(w)

(R(N(w)) Ð wN(w) + S)2
> 0 (4)

Eine Zunahme des Einkommens der Arbeitnehmer
im Streikfall erhöht den Lohn und senkt aufgrund
der negativen Beziehung zwischen Lohn und Be-
schäftigung (Nw < 0) das Beschäftigungsniveau. Der
positive Lohneffekt des Streikeinkommens s ist da-
rin begründet, dass ein Anstieg von s den Nutzenzu-
wachs N(w)[u(w) Ð u(s)] der Gewerkschaft verrin-
gert. Diese Abnahme wird durch eine niedrigere
Auszahlungsdifferenz für das Unternehmen zum
Teil kompensiert. Die Verringerung der Auszahlung
des Unternehmens erfolgt durch einen Anstieg des
Lohns, auf den das Unternehmen mit einer Reduk-
tion der Beschäftigung reagiert.

Eine Zunahme der Streikkosten S des Unterneh-
mens erhöht die Differenz zwischen dem Gewinn
R(N) Ð wN im Falle einer Übereinkunft und dem
Verlust (ÐS) bei Nicht-Einigung. Daher muss die
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Auszahlung des Unternehmens bei einer Einigung
sinken. Eine Zunahme der Kosten eines Streiks für
ein Unternehmen erhöht dessen Kompromissbereit-
schaft und der Lohn steigt. Die von Rieble (2005)
in diesem Band vorgeschlagene Ankündigungsfrist
für Streiks und die Aussetzung von Mitbestim-
mungs- und Mitwirkungsrechten von Betriebsräten
führen zu einer Reduktion der Arbeitskampfkosten
der Unternehmen. Dieses impliziert eine Abnahme
von S und damit geringere Löhne und mehr Be-
schäftigung.

Ein höheres Streikgeld führt zu einem Zuwachs des
Einkommens eines Arbeitnehmers im Falle eines
Arbeitskampfes und ermöglicht es der Gewerk-
schaft, einen höheren Lohn durchzusetzen. Aller-
dings muss dieses Streikgeld auch finanziert werden.
Die Beiträge zur Gewerkschaft verringern Ð auch
wenn dieser Effekt hier nicht modelliert wurde Ð
das Einkommen w im Falle einer Übereinkunft. So-
mit sinkt der Auszahlungszuwachs aufgrund des
Streikgelds nicht nur durch die Zahlung einer Un-
terstützungsleistung während eines Arbeitskampfes,
sondern auch weil das verfügbare Einkommen von
Gewerkschaftsmitgliedern aufgrund des Gewerk-
schaftsbeitrags abnimmt. Beide Effekte führen zu
einer Lohnsteigerung, so dass gewerkschaftliches
Streikgeld im Rahmen eines Lohnverhandlungsmo-
dells zu einer Beschäftigungsverringerung führt.7

Allerdings erhalten nicht nur Gewerkschaftsmitglie-
der Unterstützungszahlungen während eines Streiks,
sondern auch bestreikte Unternehmen, soweit sie
Arbeitgeberverbänden mit entsprechenden Unter-
stützungsfonds angehören. Zahlungen solcher Fonds
verringern die Kosten eines Streiks für die bestreik-
ten Unternehmen und reduzieren aufgrund der Bei-
träge den Gewinn. Im Kontext des obigen Modells
sinken die Kosten eines Arbeitskampfes und auch
der Gewinn im Falle einer Einigung, z.B. ausge-
drückt durch einen niedrigeren Ertrag R(N). Beide
Effekte führen zu einem niedrigeren vereinbarten
Lohn und einem Zuwachs an Beschäftigung.

Die von Rieble (2005) in diesem Band vorgeschla-
gene Verlagerung des Lohnausfallrisikos in nicht di-
rekt vom Arbeitskampf betroffenen Betrieben vom
Unternehmen auf die Arbeitnehmer erhöht die
Streikkosten der Gewerkschaft. Dieses ist der Fall,
entweder weil die Gewerkschaft auch den so ge-
nannten drittbetroffenen Arbeitnehmern Streikgeld
zahlen muss, und damit für ihre unmittelbar strei-

7 Grundsätzlich derselbe Effekt Ð eine höhere Auszahlung im
Streikfall reduziert die Beschäftigung Ð resultiert in einem Mo-
dell mit Verhandlungen über Lohn und Beschäftigung.
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kenden Mitglieder aufgrund einer Budgetbeschrän-
kung nur geringere Leistungen erbringen kann. Al-
ternativ kann man annehmen, dass öffentlicher
Druck indirekt die Kosten der Gewerkschaft stei-
gert. Im Rahmen des betrachteten Modells kann die
Verlagerung des Lohnausfallrisikos in drittbetroffe-
nen Betrieben auf die Arbeitnehmer folglich als Re-
duktion der Auszahlung s im Falle eines Arbeits-
kampfes verstanden werden. Hieraus ergibt sich ein
geringerer Lohn und mehr Beschäftigung.

Niedrigere Streikkosten für Arbeitnehmer und hö-
here Streikkosten für Unternehmen, gleichbedeu-
tend mit einer Zunahme von s bzw. S, führen zu ei-
ner Zunahme des Lohns. Entsprechend fällt das Be-
schäftigungsniveau. Da die Nash-Lösung das Pro-
dukt der Auszahlungszuwächse maximiert, führt
eine Zunahme der Streikkosten der Arbeitnehmer,
also eine Abnahme von s, zu einem höheren Aus-
zahlungszuwachs für die Arbeitnehmer, relativ zum
Auszahlungszuwachs des Unternehmens. Das Pro-
dukt der beiden wird maximiert, wenn der Auszah-
lungszuwachs des Unternehmens zunimmt und der
der Arbeitnehmer sinkt, also der Lohn fällt. Eine
Zunahme der Streikkosten S des Unternehmens
steigert den Auszahlungszuwachs des Unterneh-
mens. Dieses muss einen Teil hiervon durch eine
Übereinkunft an die Arbeitnehmer abgeben, indem
der vereinbarte Lohn ansteigt.

Die bisherigen Ausführungen dieses Abschnitts ba-
sierten auf der Annahme, dass die Auszahlungen im
Falle keiner Übereinkunft über den Tarifvertrag
durch einen Streik bestimmt sind. Der Streik stellt
im Rahmen der Arbeitsbeziehungen die so ge-
nannte ,inside‘-Option dar, also die Auszahlung, die
im Konfliktfall innerhalb der Verhandlungsbezie-
hung resultiert. Allerdings steht es jeder Partei lang-
fristig offen, die Verhandlungsbeziehung zu verlas-
sen, wenn die Auszahlung hierdurch ansteigt (Scara-
mozzino 1991). Zurzeit scheint insbesondere die so
genannte ,outside‘-Option für das Unternehmen be-
deutsam zu sein. Dieses könnte einerseits die Aus-
zahlung sein, die bei einem Verlassen des Arbeitge-
berverbandes oder zumindest der Tarifbindung re-
sultiert. Andererseits ist an eine Verlagerung der
Produktion in andere Länder zu denken, so dass
sich das Unternehmen ganz vom (deutschen) Ar-
beitsmarkt zurückzieht. Kann das Unternehmen
daher im Rahmen der Nash-Verhandlungslösung
(glaubwürdig) auf eine ,outside‘-Option verweisen,
die ihm Ð nach Abzug aller entstehenden Kosten Ð
einen höheren Gewinn sichert als die ,inside‘-Op-
tion, wird das Verhandlungsergebnis durch die Dif-
ferenz der Auszahlungen bestimmt, die bei einer
Übereinkunft und im Fall der ,outside‘-Option re-
sultieren.
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Eine zunehmende internationale Verflechtung oder
auch sinkende Kosten eines Austritts aus dem Ar-
beitgeberverband bedeuten im Rahmen des Mo-
dells, dass die Ð alternativ interpretierten Ð Kosten
S bei Abwesenheit einer Übereinkunft abnehmen.
Dieses führt zu niedrigeren Lohnvereinbarungen.
Vor allem aber impliziert eine stärkere Bedeutung
der ,outside‘-Option, dass die Auszahlungen im
Falle eines Streiks für eine größere Anzahl von Un-
ternehmen Ð und auch für die dort beschäftigten
Arbeitnehmer und die Gewerkschaft Ð keine Be-
deutung für das Verhandlungsergebnis mehr haben.
Somit verlieren zunehmend auch die Streiktaktiken
der Gewerkschaften und alle Faktoren an Gewicht,
die die Kosten von Streiks für Unternehmen anstei-
gen lassen.

Unabhängig davon, wodurch die Auszahlungen im
Falle keiner Übereinkunft zwischen Unternehmen
und Gewerkschaft bestimmt sind, basiert die Nash-
Lösung auf der Annahme, dass es immer zu einer
Übereinkunft zwischen den Tarifvertragsparteien
kommt. Diese Annahme ist in der Eigenschaft der
Nash-Lösung begründet, aus der Menge möglicher
Lösungen nur solche zuzulassen, die eine Besserstel-
lung aller Partei ermöglichen.8 Die Eigenschaft der
Pareto-Effizienz schließt daher aus, dass es zu einem
Arbeitskampf kommt. Denn käme es zu einem Pro-
duktionsausfall, könnte durch einen Verzicht auf ei-
nen Arbeitskampf eine Pareto-Verbesserung er-
reicht werden. Somit kann mit Hilfe der Nash-Lö-
sung zwar erklärt werden, welche Wirkungen die
Möglichkeit des Arbeitskampfes auf das Lohn-
niveau hat, nicht aber, wann und warum es zu Ar-
beitskämpfen kommt. Wie in Abschnitt 2 gezeigt,
sind Arbeitskämpfe in Deutschland inzwischen rela-
tiv selten, treten aber weiterhin auf. Im folgenden
Abschnitt wird daher der Frage nachgegangen, wie
sich Arbeitskämpfe als Ergebnis rationalen Verhal-
tens erklären lassen und wie sich eine Veränderung
vor allem der Arbeitskampfkosten auf die Streik-
aktivität auswirkt.

4 Rationale Streiks

Der Ausgangspunkt für die nachfolgenden Überle-
gungen ist die Annahme, dass durch einen Arbeits-
kampf aufgrund von Produktionsverlusten Kosten

8 Für eine ausführliche Darstellung der Grundlagen der Nash-
Lösung, siehe Holler und Illing (2006, S. 195 ff). Wie von McDo-
nald und Solow (1981) gezeigt, existieren bei (Nash-) Verhand-
lungen ausschließlich über den Lohn unausgenutzte Handelsge-
winne. Diese Ineffizienz ergibt sich aus der Annahme, dass die
Menge der Verhandlungsobjekte (auf den Lohn) beschränkt ist.
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entstehen, die die Summe von Gewinnen und Lohn-
zahlungen verringert. Dann stellt sich aus ökonomi-
scher Perspektive die Frage, welchen Ertrag ein Ar-
beitskampf haben kann, der die beteiligten Parteien
dazu veranlasst, dessen Kosten in Kauf zu nehmen.
Denn nur wenn ein Arbeitskampf auch einen Ertrag
hat, kann mit Hilfe des Rationalkalküls begründet
werden, warum die Kosten eines Produktionsaus-
falls hingenommen werden. Und nur wenn eine Er-
klärung von Arbeitskämpfen existiert, die mit dem
Rationalkalkül vereinbar ist, können die Wirkungen
beispielsweise legislativer Änderungen auf die
Streikaktivität vorhergesagt werden. Andernfalls
würde ein Abwägen der veränderten Kosten und
Nutzen eines Arbeitskampfes untersucht, auf der
Basis einer Erklärung von Streiks, die diese gerade
nicht als das Ergebnis eines entsprechenden Abwä-
gungsprozesses begreift.

Eine Theorie, die Arbeitskämpfe als rationale Ent-
scheidung der beteiligten Akteure interpretiert,
stößt aber auf eine Schwierigkeit, die Kennan (1986,
S. 1091) sehr markant formuliert hat:

„. . . (I)f one has a theory which predicts when a
strike will occur and what the outcome will be, the
parties can agree to this outcome in advance, and so
avoid the costs of a strike. If they do this, the theory
ceases to hold. This might be called the “Hicks Para-
dox”, since it is implicit in Hicks’s theoretical discus-
sion of strikes.“9

Eine überzeugende Erklärung von Arbeitskämpfen
setzt also zum einen voraus, dass sich die Ergebnisse
eines Streiks im Einzelfall nicht für alle Beteiligten
vorhersagen lassen. Zum anderen erfordert eine sol-
che Erklärung, dass die erwarteten Kosten des Ar-
beitskampfes geringer als der resultierende erwar-
tete Ertrag sind. Diesen beiden Anforderungen
kann ein Ansatz genügen, der Arbeitskämpfe als
Mechanismus begreift, mit dessen Hilfe Informati-
onsasymmetrien zwischen den Tarifvertragsparteien
überwunden werden können. Die Kosten des Ar-
beitskampfes sind dann der Preis für die glaubwür-
dige Vermittlung einer Information, ohne deren
beidseitige Kenntnis das Resultat des Arbeitskamp-
fes nicht vorhergesagt werden kann.10

Die Grundidee dieses Ansatzes, der die letzten zwei
Dekaden der ökonomischen Diskussion über Ar-
beitskämpfe stark beeinflusst hat, lässt sich am Bes-

9 Kennan bezieht sich hierbei auf die Ausführungen in Kapitel 7
der „Theory of Wages“ von Hicks (1932).
10 Für Übersichten über Modelle auf der Basis asymmetrischer
Informationen siehe bspw. Kennan (1986), Kennan und Wilson
(1993), Goerke (1996) oder Cramton und Tracy (2003).
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ten anhand einer Konkretisierung der Informations-
asymmetrie verdeutlichen. Unterstellt wird daher,
allein das Unternehmen sei genau über seine zu-
künftige Ertragslage informiert. Als Ertrag wird der
Betrag der Erlöse aufgefasst, der nach Abzug aller
anderen Kosten maximal für Lohnzahlungen wäh-
rend der Laufzeit eines Tarifvertrages zur Verfü-
gung steht, so dass das Unternehmen keinen Verlust
realisiert, der es zur Schließung zwingt. Der maxi-
male Ertrag sei E, der minimale betrage E. Die Ge-
werkschaft kennt die genaue Ertragslage E des Un-
ternehmens nicht, sondern nur das Intervall [E, E],
aus dem der Ertrag E stammt, und die Verteilung
des Ertrags auf diesem Intervall. Fordert die Ge-
werkschaft in Lohnverhandlungen nun einen Lohn
W, der zu Kosten K(W) für das Unternehmen führt,
erzielt dieses bei Annahme der Forderung einen Ge-
winn von E Ð K(W). Das Unternehmen hat einen
Anreiz, der Lohnforderung W mit der Antwort
(oder Drohung) zu begegnen, es könne diesen Lohn
nicht zahlen, da die Kosten K(W) so hoch seien,
dass ein Verlust E Ð K(W) < 0 resultiere und daher
das Unternehmen geschlossen werde. Die Gewerk-
schaft kann bei der angenommenen Informations-
asymmetrie diese Aussage nicht überprüfen, da für
sie die genaue Ausprägung von E und damit von
E Ð K(W) nicht beobachtbar ist. Sie hat aber Ð ins-
besondere wenn sie das Kalkül des Unternehmens
kennt Ð keinen Anreiz, die Aussage des zu geringen
Ertrags als der Wahrheit entsprechend zu akzeptie-
ren. Denn auf diese Weise könnte das Unternehmen
jede Lohnforderung abwehren, deren Kosten E
übersteigen. An dieser Stelle setzt die Erklärung
von Streiks an.

Angenommen sei im Rahmen des soeben skizzier-
ten Modells, dass die Gewerkschaft auf eine Ableh-
nung einer Lohnforderung durch das Unternehmen
mit einem Streik einer bestimmten Länge L rea-
giert. Danach stellt die Gewerkschaft eine weitere
Lohnforderung. Das Unternehmen wägt wiederum
die Kosten eines (andauernden) Streiks gegen die
Gewinneinbußen ab. Sind die Kosten einer An-
nahme der Forderung erneut höher als die Kosten
eines Streiks, wird die Forderung der Gewerkschaft
wiederum abgelehnt, ansonsten wird ein Tarifver-
trag abgeschlossen, der die entsprechende Lohn-
zahlung vorsieht. Der Gewinn des Unternehmens
bei Annahme der ersten Lohnforderung beträgt
Π = E Ð K(W). Geht man vereinfachend davon aus,
dass die zweite Lohnforderung w < W mit Kosten
K(w) < K(W) angenommen wird, beträgt der Ge-
winn bei Ablehnung der ersten Forderung, einer
Streiklänge von L < 1 der auf eins normierten Tarif-
vertragslaufzeit, Streikkosten von S(L) und unter
der Annahme, dass die Erträge im Zeitablauf gleich-
mäßig anfallen und nicht diskontiert werden, π(w) =
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(E Ð K(w))(1 Ð L) Ð S(L). Das Unternehmen wird
daher die Lohnforderung W akzeptieren, wenn es
bei Annahme der Forderung W einen höheren Ge-
winn realisiert als im Falle eines Arbeitskampfes,
wenn also Π(W) > π(w) gilt.

Die Aussage eines Unternehmens, es könne die
Lohnforderung W nicht akzeptieren, wird glaubwür-
dig, da das Unternehmen bei Ablehnung der Forde-
rung die Kosten eines Produktionsausfalls L(E Ð
K(W)) und die Streikkosten S(L) auf sich nimmt.
Der Streik übernimmt daher in dieser (Modell-)
Welt die Funktion, der Gewerkschaft glaubwürdig
Informationen über die Ertragslage des Unterneh-
mens zu vermitteln, da der Gewinn Π(W) der sofor-
tigen Annahme stärker mit dem Ertrag E ansteigt,
als dieses für den Gewinn π(w) bei Ablehnung der
ersten Forderung der Fall ist. Somit wird ein Unter-
nehmen mit hohem Ertrag E eine gegebene Lohn-
forderung eher akzeptieren als ein Unternehmen
mit niedrigem Ertrag.

Arbeitskämpfe können im Rahmen dieses Erklä-
rungsansatzes allerdings nicht nur aufgrund von In-
formationsasymmetrien über die zukünftige Er-
tragslage des Unternehmens resultieren. So ist
ebenfalls denkbar, dass die Gewerkschaft die ge-
nauen Streikkosten des Unternehmens nicht kennt,
oder die Kosten einer Substitution des Faktors Ar-
beit durch Kapital oder einer Verlagerung der Be-
triebsstätte. Ebenso kann es Informationsasymmet-
rien zulasten des Unternehmens geben, wenn die-
sem die genauen Streikkosten der Arbeitnehmer
unbekannt sind, oder das Unternehmen nur unvoll-
ständige Informationen hinsichtlich der alternativen
Beschäftigungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer hat.
Verfügt das Unternehmen im Gegensatz zur Ge-
werkschaft nicht über alle verhandlungsrelevanten
Informationen, kann ein Streik der Gewerkschaft
dazu dienen, diese Informationen dem Unterneh-
men glaubwürdig zu vermitteln. Streiktheorien, die
auf der Annahme asymmetrischer Informationen
aufbauen, können daher helfen, das so genannte
Hicks-Paradoxon zu überwinden. Auf der einen
Seite erlauben sie eine Erklärung von Arbeitskämp-
fen auf Basis des Rationalkalküls. Auf der anderen
Seite ist es den beiden beteiligten Parteien ex-ante
nicht möglich, das Resultat der Tarifverhandlungen
vorherzusagen, da die schlechter informierte Seite
das Ergebnis des Arbeitskampfes erst ex-post kennt.

Im Rahmen des oben skizzierten Modells ist die
Wahrscheinlichkeit eines Streiks dadurch bestimmt,
dass der Gewinn bei Annahme der Lohnforderung
Π(W) geringer als der Gewinn π(w) bei Annahme
der zweiten Forderung w ist, also gilt:

E Ð K(W) < [E Ð K(w)](1 Ð L) Ð S(L) (5)
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Demgemäß sinkt die Streikwahrscheinlichkeit mit
den Streikkosten, für gegebene Lohnforderungen.
Ein unternehmerischer Streikfonds beispielsweise
senkt die Kosten eines Streiks einer gegebenen
Länge, so dass S(L) abnimmt. Damit wird es un-
wahrscheinlicher, dass eine gegebene Lohnforde-
rung der Gewerkschaft akzeptiert wird. Folglich
trägt ein Streikunterstützungsfond der Unterneh-
men zu mehr Streikaktivität bei. Der Grund hierfür
ist, dass zwar die Kosten für das Unternehmen die-
selben bleiben, eine bestimmte Lohnforderung zu
akzeptieren. Die Kosten einer Zurückweisung einer
Forderung in Form eines Streiks jedoch sinken, so
dass eine Ablehnung Ð und damit ein Streik Ð
wahrscheinlicher wird. Gleichzeitig verringern die
Beiträge zu einem unternehmerischen Streikfonds
den Gewinn des Unternehmens bei Annahme der
Lohnforderung, so dass vermutlich auch E sinkt.
Auch dieser Effekt führt zu einer Zunahme der
Streikaktivität. Denn der verringerte Gewinn bei
Annahme der Forderung reduziert den Ertrag aus
einem derartigen Verhalten, bzw. steigert die Kos-
ten. Höhere Kosten einer akzeptierten Lohnfor-
derung bedeuten, dass es häufiger zu Streiks
kommt. Allerdings gibt es einen gegenläufigen Ef-
fekt, der die Gesamtwirkung eines unternehmeri-
schen Streikfonds in dem betrachteten Modell-
rahmen uneindeutig werden lässt. Auch die Ge-
werkschaftsmitglieder erleiden im Streikfall einen
Einkommensverlust. Damit sinkt aus Sicht der Ge-
werkschaft der Ertrag einer hohen Lohnforderung,
die mit einer größeren Wahrscheinlichkeit zu einem
Streik führt. Entsprechend reagiert die Gewerk-
schaft mit einer Reduzierung der Forderung, so dass
auch die Kosten einer Annahme für das Unterneh-
men abnehmen. Diese Lohnreaktion macht einen
Streik weniger wahrscheinlich. Welcher der beiden
Effekte Ð der direkte Streikfondseffekt oder die in-
direkte Lohnwirkung Ð überwiegt, lässt sich für den
betrachteten Modellrahmen nicht allgemein feststel-
len.11

Ein gewerkschaftliches Streikgeld reduziert die Kos-
ten eines Streiks für die beteiligten Arbeitnehmer,
erhöht allerdings die Streikkosten für die Gewerk-
schaft. Nimmt man an, dass die Auswirkung auf die
Streikenden überwiegt, werden ceteris paribus die
Kosten einer Steigerung der Lohnforderung abneh-
men. Folglich werden die Lohnforderung W und da-
mit auch die Kosten einer Annahme für das Unter-

11 Empirische Untersuchungen zur Wirkung von unternehmeri-
schen Streikfonds sind relativ alt, beziehen sich auf die USA und
kommen mehrheitlich zu dem Schluss, dass solche Institutionen
zu einer Erhöhung der Streikaktivität führen (siehe Levine und
Helly (1977), Unterberger und Koziara (1975, 1980), Hirsch
(1969) und Foster (1971)).
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nehmen ansteigen. Höhere Kosten K(W) steigern
die Wahrscheinlichkeit, dass Ungleichung (5) erfüllt
ist und somit die Wahrscheinlichkeit eines Streiks.
In dem betrachteten Modellrahmen kann also eine
Verringerung der Streikaktivität erreicht werden,
wenn die Kosten eines Arbeitskampfes für Arbeit-
nehmer und Gewerkschaft ansteigen. Allerdings gilt
diese Vorhersage nicht zwingend in veränderten
Modellvarianten, in denen nicht nur die Gewerk-
schaft Lohnforderungen stellen, sondern auch ein
Unternehmen mit unvollständigen Informationen
Lohnangebote unterbreiten kann. In einer solchen
Situation kann ein Streikgeld zu höheren Lohnange-
boten des Unternehmens führen, so dass die Streik-
wahrscheinlichkeit sinkt.12

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, dass eine
Veränderung der Streikkosten in Erklärungen von
Arbeitskämpfen, die auf asymmetrischen Informa-
tionen über verhandlungsrelevante Parameter beru-
hen, zu keinen eindeutigen theoretischen Vorher-
sagen über den Zusammenhang zwischen Streik-
kosten und Streikwahrscheinlichkeit führt. Diese
Ambivalenz ist darin begründet, dass eine Erhö-
hung der Streikkosten einer Seite diese Partei zwar
weniger streikwillig macht, die andere Partei hierauf
aber mit einem aggressiveren Verhalten reagiert.
Damit sind aber auch die Wirkungen einer Verände-
rung des Arbeitskampfrechts auf die Arbeitskampf-
aktivität unklar, wie sie Rieble (2005) zum Teil vor-
schlägt. Denn diese Änderungen haben als Ziel eine
Verringerung der Arbeitskampfkosten der Unter-
nehmen, bei gleichzeitiger Zunahme der Streikkos-
ten für die Gewerkschaften. Diese Schlussfolgerung
gilt um so mehr, als dass auch andere Streiktheorien
davon ausgehen, nicht die Verteilung der Arbeits-
kampfkosten auf die beteiligten Parteien, sondern
die Gesamtkosten eines Streiks bestimmten das Ni-
veau der Arbeitskampfaktivität. Folgt man dieser
Sichtweise, haben die Tarifvertragsparteien einen
umso größeren Anreiz, Arbeitskämpfe zu vermei-
den, je höher die gesamten Kosten sind, da die Ver-
teilung der Arbeitskampfkosten auf die beteiligten
Parteien mit Hilfe des Tarifvertrags erfolgen kann.
Die gesetzliche Verteilung der Gesamtkosten hinge-
gen ist irrelevant.13

12 Dieser Effekt ist qualitativ derselbe, wie derjenige, der für
unternehmerische Streikfonds auftreten kann.
13 Vgl. die Arbeiten von Kennan (1980) oder Reder und Neu-
mann (1980) zur so genannten Joint- oder Total Cost Theorie.
Die Hypothese, dass jede beliebige Verteilung von Kosten eines
Arbeitskampfes durch den Gesetzgeber auf die beteiligten Par-
teien ohne Einfluss auf das Ausmaß der Streikaktivität ist, basiert
auf dem so genannten Coase-Theorem (vgl. Ondrich und Schnell
1993). Coase (1960, S. 15) schreibt, allerdings ohne Bezug zu Ar-
beitskämpfen: „It is always possible to modify by transactions on
the market the initial legal delimitation of rights. And, of course,
if such market transactions are costless, such a rearrangement of
rights will always take place . . .“
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Da in den Modellen asymmetrischer Information
der Ertrag aus einem Streik in der Vermittlung von
Information besteht, kann die Wahrscheinlichkeit
von Arbeitskämpfen reduziert werden, indem die
Informationserträge sinken. Dieses ist beispiels-
weise dann der Fall, wenn das Intervall [E, E] klei-
ner wird, aus dem der unbekannte Ertrag des Unter-
nehmens stammt. Je kleiner das Intervall ist, desto
geringer ist der maximal erreichbare Lohnzuwachs.
Die Information über die genaue Ausprägung des
Ertrags hat einen geringeren Wert für die Gewerk-
schaft und der Anreiz sinkt, eine Lohnforderung zu
stellen, deren Ablehnung durch einen Streik beant-
wortet wird. Ist die Informationsasymmetrie durch
ein besseres Wissen der Unternehmen über ihre Er-
trags- bzw. Kostenlage oder Konkurrenzsituation
bedingt, impliziert der beschriebene Wirkungszu-
sammenhang, dass die die Streikaktivität verringert
werden kann, wenn die Gewerkschaft einen ver-
stärkten Einblick in die Planungsunterlagen der Un-
ternehmen erhält. Ist die Informationsasymmetrie
hingegen durch ein besseres Wissen der Gewerk-
schaft beispielsweise über die Streikbereitschaft der
Arbeitnehmer bedingt, könnten Urabstimmungen
helfen, diese Information dem Unternehmen zu ver-
mitteln.14

5 Reform des Arbeitskampfrechts?

In Deutschland fehlte 2004 jeder Arbeitnehmer im
Durchschnitt aufgrund von Krankheit an weniger als
8 Tagen am Arbeitsplatz. Die arbeitskampfbedingte
Abwesenheit betrug ungefähr 7 Minuten. Zwar be-
steht keine Gewähr dafür, dass der Arbeitsausfall
aufgrund von Arbeitskämpfen in der Zukunft nicht
wieder ansteigt, doch ist er selbst in ,Streikjahren‘ wie
1984 mit durchschnittlich weniger als 2 Stunden
relativ gering. Und im internationalen Vergleich ist
Deutschland ebenfalls eines der Länder mit dem ge-
ringsten Streikvolumen. Schließlich wird das Arbeits-
kampfrecht im internationalen Vergleich als arbeit-
geberfreundlich eingestuft. Einer Studie von Chor
und Freeman (2005) zufolge haben 17 OECD-Mit-
gliedsstaaten ein gewerkschaftsfreundlicheres Ar-
beitskampfrecht als Deutschland, während nur drei
Mitgliedsländer durch ein arbeitgeberfreundlicheres
gekennzeichnet sind.15

Selbst wenn Arbeitskämpfe selten sind, kann die
Möglichkeit zu streiken oder auszusperren einen

14 Allerdings kann bezweifelt werden, ob eine (weitgehend) ko-
stenlose Meinungsäußerung im Rahmen einer Urabstimmung die
tatsächliche Streikbereitschaft der Mitglieder offenbart.
15 Informationen zur Einschätzung der rechtlichen Situation in
den anderen OECD-Ländern fehlen in der Untersuchung von
Chor und Freeman (2005).
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Einfluss auf das Arbeitsmarktergebnis haben. Hö-
here Streikkosten der Gewerkschaften und niedri-
gere Streikkosten für die Unternehmen verschlech-
tern die Verhandlungsposition der Arbeitnehmer.
Die daraus resultierenden sinkenden Löhne können
zu einer Steigerung der Beschäftigung beitragen.
Diese Perspektive basiert allerdings auf der An-
nahme, dass die Unternehmen die Lohnhöhe nicht
als Instrument einsetzen, gute Mitarbeiter anzuwer-
ben und im Betrieb zu halten, oder die Leistungsbe-
reitschaft der Belegschaft zu fördern. Daher ist nicht
klar, in welchem Umfang die theoretischen Argu-
mente des Abschnitts 3 auch empirische Relevanz
haben.

Die Wirkungen von veränderten Arbeitskampfre-
geln auf die Streikhäufigkeit, die die Kosten des Ar-
beitskampfes für Gewerkschaften steigern und für
Unternehmen senken, lassen sich auf der Basis einer
konsistenten ökonomischen Theorie nicht eindeutig
vorhersagen. Einerseits kann diese fehlende Ein-
deutigkeit als Defizit der ökonomischen Wissen-
schaft beklagt werden. Andererseits aber verdeut-
licht die Analyse, dass die Argumente für eine Re-
form des Arbeitskampfrechts aus ökonomischer
Perspektive überzeugender sein könnten.

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Ökonomi-
sche Argumente können vielfältige Zusammen-
hänge zwischen dem Arbeitskampfrecht und der
Beschäftigungssituation eines Landes aufzeigen. Al-
lerdings gibt es meiner Ansicht nach keine überzeu-
gende Evidenz dafür, dass ein restriktiveres Arbeits-
kampfrecht die Arbeitsmarktlage signifikant ändern
würde. Zugespitzt formuliert: Die Lage des Arbeits-
marktes erfordert mehr Ð und Wichtigeres Ð als
eine Reform des Arbeitskampfrechts.
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